
Briefing aus Bern

Alles zum «Super 
Sunday», SVP will 
eigenen Bundesrichter 
abwählen, das 
Covid-Gesetz – und 
Widerstand gegen 
MaskenpRicht
Das Wichtigste in Kürze aus dem Bundeshaus (114).
Von Dennis Bühler, Anja Conzett, Bettina Hamilton-Irvine, Brigitte Hürlimann, Christof Moser 
und Cinzia Venafro, 10.09.2020

Der Abstimmungstermin im vergangenen Mai, der wegen der Pandemie 
gestrichen wurde, führt am kommenden 27. September zu einem «Super 
Sunday»: Gleich fünf eidgenössische Vorlagen kommen an die Urne. Wor-
um geht es überhaupt, wer positioniert sich wie und mit welchen Argu-
menten? Alles, was Sie zu den Vorlagen wissen müssen, hier so kompakt 
wie möglich:

Begrenzungsinitiative: Ende der Personenfreizügigkeit
Worum es geht: Die SVP-Initiative will, dass die Schweiz die Zuwanderung 
aus der EU wieder eigenständig regelt. Der Bundesrat soll nach einem Ja zur 
Initiative mit der EU innert eines Jahres über das Ende des Freizügigkeits-
abkommens verhandeln. Finden Bern und Brüssel innerhalb dieser Frist 
keine Lösung, muss die Schweiz das Abkommen innert 30 Tagen kündi-
gen.
Wer dafür ist: SVP
Wer dagegen ist: SP, Grüne, GLP, CVP, FDP, EVP, BDP
Was die Befürworterinnen sagen: Seit der Einführung der Personen-
freizügigkeit 2002 sind mehr Personen eingewandert, als der Bundes-
rat prognostiziert hatte. Deshalb kommen nun ältere Schweizer auf dem 
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Arbeitsmarkt unter Druck und die Sozialhilfe an den Anschlag, zudem wird 
der Wohnraum knapper und die LandschaR zubetoniert.
Was die Gegner sagen:  Wird die Initiative angenommen, verliert die 
Schweiz ihren Zugang zum EU-Binnenmarkt, weil alle bilateralen Verträge 
des ersten Pakets mittels «Guillotine-Klausel» miteinander verknüpR sind. 
Dies hätte schwerwiegende Folgen für den Wohlstand und die Arbeits-
plätze. Wegen des demogra6schen und strukturellen Wandels wird die 
Schweiz auch in ZukunR auf ausländische ArbeitskräRe angewiesen sein.

Kamp6ets: M liLLiarden für Vucwabe
Worum es geht: Bundesrat und Parlament wollen bis 2030 die LuR-
verteidigung der Schweiz erneuern. Dagegen wurde das Oeferendum ergrif-
fen. Die Stimmbevölkerung kann nun über den Oahmenkredit von H Mil-
liarden Franken abstimmen.
Wer dafür ist: SVP, FDP, CVP, GLP, EVP, BDP
Wer dagegen ist: SP, Grüne
Was die Befürworter sagen: Die Kamp’ets sind nötig, um die Schweizer 
Bevölkerung auch in ZukunR gegen Aggressoren zu schützen. Es gibt keine 
geeignete Alternative, weshalb die Bescha5ung eine langfristige Investiti-
on in die Sicherheit ist. Weil die Jets aus dem ordentlichen Armeebudget 
bezahlt werden, belasten sie die Staatskasse nicht zusätzlich.
Was die Gegnerinnen sagen: Kamp’ets sind das falsche Mittel für die Be-
drohungen der ZukunR. Cyberangri5e sind viel wahrscheinlicher als ein 
LuRkrieg. Weil die Jets über die gesamte Lebensdauer 24 Milliarden Fran-
ken kosten werden, wird dieses Geld anderswo fehlen. Da weder der Typ 
noch die Flottengrösse bekannt sind, wird die Katze im Sack gekauR.

ZatersähacsurLauH: öwei Woähen für aLLe ZSter
Worum es geht: Väter sollen innerhalb der ersten sechs Monate nach der 
Geburt ihres Kindes zwei Wochen Urlaub beziehen können. Diese wür-
den, wie der MutterschaRsurlaub, über die Erwerbsersatzordnung (EN) 6-
nanziert. Gemäss Berechnungen des Bundes kostet der VaterschaRsurlaub 
pro Jahr 230 Millionen Franken, wobei o5en ist, ob dafür höhere Lohn-
beiträge nötig wären. 8eute sieht das geltende Oecht keinen VaterschaRs-
urlaub vor.
Wer dafür ist: SP, Grüne, EVP, CVP, GLP, BDP
Wer dagegen ist: SVP, FDP
Was die Befürworterinnen sagen: Damit sich Mütter von den Strapa-
zen der Geburt erholen können, brauchen sie Unterstützung von ihren 
Partnern. Der VaterschaRsurlaub trägt zu einer ausgeglichenen Familien-
entwicklung bei und ist damit eine Investition in die ZukunR. Er ist ein er-
ster Schritt in Oichtung einer fairen AuReilung von bezahlter und unbe-
zahlter Arbeit.
Was die Gegner sagen: Den Arbeitnehmerinnen bleibt aufgrund der Ab-
gaben für Sozialversicherungen immer weniger vom Lohn. Es ist nicht fair, 
dass alle für die Gratisferien von wenigen bezahlen müssen. Der Staat soll 
sich nicht noch mehr in die Familie einmischen. 

KinderdrittHetreuungskosten: DJherer AteueraHzug
-arum geht es: Der Betrag, den Familien für die Drittbetreuung der Kin-
der von der direkten Bundessteuer abziehen können, soll von 10–100 auf 
29–000 Franken erhöht werden, der allgemeine Kinderabzug unabhängig 
vom Betreuungsmodell von H900 auf 10–000 Franken. jicht davon pro6tie-
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ren würden die 40 Prozent der Familien in der Schweiz, die keine direkte 
Bundessteuer bezahlen, weil sie zu wenig Einkommen haben. Bei Annahme 
belaufen sich die erwarteten Steuerausfälle auf 3Y0 Millionen Franken pro 
Jahr, wovon Y0 Millionen zulasten der Kantone gehen.
Wer dafür ist: CVP, SVP, FDP, BDP, EVP
Wer dagegen ist: SP, Grüne, GLP
-as  sagen  die  Befürworter:  Familien  werden  unabhängig  vom 
Betreuungsmodell 6nanziell entlastet, während gleichzeitig 6nanzielle An-
reize für gut ausgebildete Frauen gescha5en werden, ihre Arbeitstätigkeit 
zu erhöhen. Durch die Erhöhung des Drittbetreuungsabzugs wird der 
FachkräRepool um 2900 Vollzeitstellen wachsen, was dem FachkräRe-
mangel entgegenwirken und die Schweizer WirtschaR stärken wird.
-as sagen die Gegnerinnen: Vor allem gut bis sehr gut verdienende Fami-
lien mit einem Jahreseinkommen ab 1H0–000 Franken werden von der Vor-
lage pro6tieren, während der Oest des Mittelstandes und Familien mit tie-
fen Einkommen kaum oder gar nicht pro6tieren. Sie könnten sogar Scha-
den nehmen, da die Möglichkeit besteht, dass die Steuerausfälle zu ihren 
Lasten kompensiert werden, beispielsweise durch die Streichung von Ver-
billigungen bei Krankenkassenprämien.

-as revidierte Nagdgesetz: Kantone dürfen entsäheiden
Worum es geht: Derzeit darf ein Wolf erst abgeschossen werden, wenn er 
Schaden angerichtet hat ; beispielsweise Schafe gerissen. Dafür braucht es 
eine Bewilligung des Bundes. jeu sollen die Kantone die Wolfsbestände 
selber regulieren können, indem sie Abschüsse genehmigen, bevor ein Tier 
e5ektiv für jutztiere gefährlich wurde. Eingri5e in den Bestand sollen auch 
bei Steinböcken zulässig sein. Weitere Arten könnten in ZukunR vom Bun-
desrat als regulierbar und damit nicht mehr als absolut geschützt bezeich-
net werden.
Wer dafür ist: BDP, CVP, FDP, SVP
Wer dagegen ist: EVP, GLP, Grüne, SP
Was die Befürworterinnen sagen:  201x lebten rund Y0 Wölfe in der 
Schweiz, die éährlich 300 bis 900 Schafe reissen. Da der Wolf keine natür-
lichen Feinde mehr hat, muss der Mensch auch präventiv eingreifen kön-
nen, um Schäden an 8erdentieren zu verhindern. Bauern erhalten nur eine 
Entschädigung für Wolfsrisse, wenn sie ihre Tiere mit Zäunen oder 8unden 
geschützt haben.
Was die Gegner sagen: Das Gesetz gefährdet den Artenschutz. Wild le-
bende Tiere kennen keine Kantonsgrenzen, deshalb kann man den Ab-
schuss nicht in die Kompetenz der Kantone legen. Der Bundesrat kann 
ohne Parlamentsbeschluss die Abschussliste beliebig erweitern, etwa auf 
Biber, Luchs, Fischotter, Graureiher und Gänsesäger. 

Und damit zum Brie6ng aus Bern.

Bundesriähter unter Besähuss: AZP fordert –HwahL
Worum es geht: Die SVP-Fraktion emp6ehlt dem Parlament, ihren eigenen 
Bundesrichter qves Donzallaz nicht mehr zu wählen. Grund: Er habe sich 
zu weit von den Wertvorstellungen der Partei entfernt.

Warum Aie das wissen müssen: Wer in der Schweiz Bundesrichterin wer-
den will, muss einer Partei angehören und der Partei éährlich Mandats-
steuern zahlen: Das ist zwar gesetzlich nicht vorgesehen, wird aber seit 
éeher strikt eingehalten. 8inter vorgehaltener 8and erzählen Oichter, wie 
sie von ihren Parteien an die Kandare genommen werden. Die SVP straf-

EUPLBIK 3 / 7

https://www.admin.ch/gov/de/start/dokumentation/abstimmungen/20200927/aenderung-des-jagdgesetzes.html
https://www.admin.ch/gov/de/start/dokumentation/abstimmungen/20200927/aenderung-des-jagdgesetzes.html
https://www.admin.ch/gov/de/start/dokumentation/abstimmungen/20200927/aenderung-des-jagdgesetzes.html
https://www.srf.ch/news/schweiz/yves-donzallaz-svp-empfiehlt-eigenen-bundesrichter-zur-abwahl
https://www.republik.ch/2019/08/14/der-politische-kluengel-in-der-schweizer-justiz
https://www.republik.ch/2019/08/14/der-politische-kluengel-in-der-schweizer-justiz


te die höchsten Oichterinnen im Land schon mehrmals mit schlech-
ten Wahlresultaten ab, wenn sie mit deren Urteilen nicht einverstanden 
war. Dieses bedenkliche Verständnis von Gewaltenteilung erfährt mit der 
Abwahlempfehlung für den Walliser SVP-Bundesrichter qves Donzallaz ei-
nen neuen 8öhepunkt. Dieser berichtet in Interviews, dass er und andere 
SVP-Oichter von der Partei seit Jahren unter Druck gesetzt würden. Es gehe 
um die Unabhängigkeit der Gerichtsbarkeit: Die SVP schade damit der drit-
ten Gewalt im Staat. Das Antikorruptionsgremium des Europarats rügte die 
Schweiz wiederholt und zuletzt 201x für die fehlende politische Unabhän-
gigkeit der Justiz.

Wie es weitergeht: Am 23. September müssen sich sämtliche Bundes-
richterinnen der Wiederwahl stellen. Nb der Coup der SVP aufgeht, ist frag-
lich: Die Mehrheit der SVP-Fraktion, die sich für die jichtwiederwahl von 
Donzallaz ausgesprochen hat, war knapp ; und der Protest der anderen 
Parteien ist laut und deutlich. Der angeschossene Oichter hat bei der heu-
tigen Zusammensetzung des Parlaments reelle Chancen auf eine Wieder-
wahl. Die Justizinitiative, die eine von der Politik unabhängige Justiz for-
dert und vom Bundesrat zur Ablehnung empfohlen wird, erhält damit neu-
en Schwung.

PandemieÄlassnahmenpaket: RationaLrat stimmt zu x 
mit diversen Fnderungen
Worum es geht: Der jationalrat hat dem Covid-1x-Gesetz gestern Abend 
nach siebenstündiger Debatte klar zugestimmt. Das Gesetz dient dazu, das 
bundesrätliche jotrechtsregime in ordentliches Oecht zu überführen. Der 
jationalrat will etliche WirtschaRsbereiche stärker unterstützen, als es der 
Bundesrat vorgeschlagen hat, darunter die Event- und die Oeisebranche so-
wie den Sport.

Warum Aie das wissen müssen: Während der Pandemie hat der Bundesrat 
die Schweiz weitgehend ohne Mitwirkung des Parlaments regiert. jun wird 
dafür nachträglich das Plazet eingeholt ; unter massivem Zeitdruck: Stim-
men jational- und Ständerat den Corona-Massnahmen nicht bis nächste 
Woche zu, laufen viele von ihnen aus ; sechs Monate nach dem InkraR-
tretenÖ darunter etwa ein Teil der 6nanziellen Soforthilfe für die WirtschaR 
und die rechtliche Grundlage für Massnahmen im Asyl- und Justizbereich. 
Der jationalrat hat nun seinen Teil getan, damit der Bundesrat nicht erneut 
auf jotrecht zurückgreifen muss: Er hiess das Covid-1x-Gesetz mit 144 zu 
39 Stimmen bei 1H Enthaltungen gut. Tut der Ständerat heute Donnerstag 
dasselbe, werden die meisten Corona-Massnahmen bis Ende 2021 verlän-
gert, einige bleiben gar ein Jahr länger bestehen.

Die wichtigsten Entscheidungen des jationalrats im Detail:

; AeLHststSndige: Erwerbsausfall nicht nur für Personen, die ihre Arbeit 
unterbrechen müssen ; so wollte es der Bundesrat ;, sondern auch für 
solche, die massgeblich in ihrer Arbeit eingeschränkt sind.

; EventÄ und CeiseHranähe:  Unternehmen, die vor der Corona-Kri-
se wirtschaRlich gesund waren und die nicht schon von anderen 
Branchenlösungen pro6tieren, sollen unterstützt werden ; notfalls 
auch mit Beiträgen, die nicht zurückgezahlt werden müssen. 

; Kinderkrippen: Keine weitere Kita-8ilfe durch den Bund, da dies Auf-
gabe der Kantone sei ; ein gegenteiliger Vorschlag von SP, Grünen und 
Grünliberalen scheiterte.

;
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Aport: Zinslose Darlehen in der 8öhe von bis zu einem Viertel ihres 
Betriebsaufwandes werden direkt an die Vereine ausbezahlt statt wie 
vom Bundesrat vorgesehen an die Ligen.

Wie es weitergeht: Bereits heute Donnerstag ist der Ständerat am Zug. Er-
klärtes Ziel ist es, die Vorlage schnellstmöglich in KraR zu setzen. Daran 
würde selbst das Oeferendum nichts ändern, das Gegner der Corona-Mass-
nahmen bereits angekündigt haben: Weil das Gesetz für dringlich erklärt 
wurde, hat ein allfälliges Oeferendum keine aufschiebende Wirkung.

RetIi  soLL in Aähweizer iLme investieren müssen
Worum es geht: Streamingdienste sollen künRig per Gesetz 1 Prozent ihres 
Umsatzes in Schweizer Filme investieren müssen. Bei Marktführer jetçiÜ 
wären dies rund 2 Millionen Franken. Der Bundesrat wollte 4 Prozent, der 
jationalrat zog dem Gesetz am Montag aber mithilfe von Mitte-rechts die 
Zähne ; gegen den Willen des Filmdachverbands Cin suisse.

Warum Aie das wissen müssen: Das neue Gesetz ist uasi eine «LeÜ jetçi-
Ü». Streamingdienste können entscheiden, ob sie selbst Filme produzieren 
oder in bestehende Filmproéekte einsteigen wollen. Der Bundesrat hatte ei-
gentlich auch hiesige TV-Anbieter wie UPC Cablecom oder die Swisscom in 
die Pçicht nehmen wollen. Diese lobbyierten éedoch erfolgreich dagegen. 
Pikant daran ist, dass sich mit der Swisscom ein Unternehmen, das mehr-
heitlich dem Bund gehört, gegen den eigenen Besitzer wehrte.

Wie es weitergeht: Das Gesetz kommt nun in den Ständerat. Dass sich Mit-
te-rechts auch dort wehren wird, gilt als sicher. Ihr 8auptargument: Durch 
Subventionen werde der Schweizer Film auch nicht besser.

oronaÄPandemie: AtSnderat dehnt DiLfe für den 
JbentLiähen Zerkehr aus
Worum es geht: Der Ständerat will ö5entliche Verkehrsbetriebe unter-
stützen, die wegen der Pandemie einen Einbruch der Passagierzahlen und 
der Einnahmen verzeichneten. Dabei zeigt er sich grosszügiger als der Bun-
desrat.

Warum Aie das wissen müssen: Der Bundesrat will die Ausfälle wegen Co-
vid-1x mit 700 Millionen Franken abfedern: Knapp die 8älRe davon soll 
in die Bahninfrastruktur investiert werden, 2x0 Millionen in den regiona-
len Personenverkehr, 70 Millionen in den Bahngüterverkehr. Mit all die-
sen Zahlungen ist der Ständerat einverstanden ; doch er will den Kreis der 
Empfänger erweitern: So soll der Bund auch für ein Drittel der corona-
bedingten Ausfälle im Nrtsverkehr au ommen, obwohl dafür eigentlich 
Kantone und Gemeinden zuständig wären. Verkehrsministerin Simonetta 
Sommaruga stemmte sich vergeblich dagegen.

Wie es weitergeht: 8eute Donnerstag befasst sich der jationalrat mit der 
Vorlage. In der Schlussabstimmung werden die beiden Oäte dann darüber 
entscheiden, ob die Vorlage für dringlich erklärt und somit schneller um-
gesetzt wird. Davon ist auszugehen.

laskenpIiäht: Gegner HLitzen vor Bundesgeriäht aH x 
und eine radikaLe dee entsteht
Worum es geht: Eine Gruppe von Maskengegnerinnen aus dem Kanton 
Zürich wehrt sich mit rechtlichen Mitteln gegen die Maskenpçicht in den 
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Läden. Das Bundesgericht tritt auf ihre Beschwerde nicht ein. Derweil for-
miert sich eine Gruppe von Corona-Oebellen mit einer radikalen Initiative.

Warum Aie das wissen müssen: Ende August hat der Zürcher Oegie-
rungsrat die Maskenpçicht auf Einkaufsläden ausgeweitetÖ die Verord-
nung gilt bis zum 30. September, allfälligen Beschwerden wird die auf-
schiebende Wirkung entzogen. Das heisst: Auch wenn Beschwerden ein-
gereicht werden, gilt die Maskenpçicht weiter. Daran stört sich eine Grup-
pe von Maskengegnern, die Beschwerde erhoben haben. Sie verlangten 
vom Zürcher Verwaltungsgericht, die Anwendung der Verordnung super-
provisorisch zu verbieten. Das Gericht lehnte ab: Es handle sich bei den 
Masken um eine wirksame Massnahme zur Bekämpfung der Pandemie. 
Der Eingri5 in die persönliche Freiheit wiege nicht besonders schwer, zu-
dem sei die Verordnung zeitlich befristet. Die Maskengegnerinnen gelang-
ten darau in ans Bundesgericht, das éedoch auf die Beschwerde erst gar 
nicht eintrat ; es sei zu wenig begründet, inwiefern im superprovisorischen 
Verfahren verfassungsmässige Oechte verletzt würden.

Wie es weitergeht: Es steht den Maskengegnern o5en, weiterhin mit recht-
lichen Schritten gegen die Maskenpçicht vorzugehen. Derweil hat eine 
Gruppe um den Waadtländer konomen Fran ois de Siebenthal angekün-
digt, Ende September eine Initiative zu lancieren, die eine Totalrevision der 
Bundesverfassung fordert. Eine Annahme würde den Oücktritt des Parla-
ments und die jeuwahl des Bundesrats bewirken. Die Initiantinnen for-
dern zudem ein bedingungsloses Grundeinkommen, eine Mikrosteuer und 
ein Verfassungsgericht.

AeLHststSndige: oronaÄDiLfe soLL weiterhin mJgLiäh 
sein
Worum es geht: Der jationalrat  hat  am Dienstag beschlossen,  dass 
Selbstständigerwerbende, die direkt von den Corona-Massnahmen betrof-
fen sind, weiterhin 8ilfe in Anspruch nehmen können. Gemäss einer Mo-
tion der SVP sollen Selbstständige, die in ihrer Arbeit aufgrund der Pande-
mie eingeschränkt sind, so lange Anspruch auf Unterstützung haben, bis 
die entsprechenden Massnahmen aufgehoben sind.

Warum Aie das wissen müssen: Auch wenn beispielsweise Coi5eure wie-
der normal arbeiten können, kämpfen andere Branchen wegen Coro-
na ums berleben. Bereits im Juli hat der Bundesrat beschlossen, dass 
Kurzarbeitsgelder statt zwölf maÜimal achtzehn Monate lang bezogen wer-
den können. Der Erwerbsersatz für Unternehmerinnen, die durch Corona 
beeinträchtigt sind, wäre dagegen bereits am 1H. September ausgelaufen.

Wie es weitergeht: joch in der laufenden 8erbstsession wird sich der 
Ständerat über die Corona-8ilfen für Selbstständige beugen.

Aensation der Woähe
Seit Montag tagt das Parlament wieder ; nicht mehr in den Messehallen 
der BerneÜpo, sondern im Bundeshaus. Aber statt sich zu freuen über die 
Oückkehr, zeigten sich viele Parlamentarier irritiert über die 200–000 Fran-
ken teuren PleÜiglasboÜen, die sie vor dem Coronavirus schützen sollen. 
SVP-jationalrat Erich 8ess fühlte sich «wie ein A5e im Kä6g», Simon Stal-
der (CVP, UO) mähte mit seinem Oucksack die PleÜiglasboÜ von Marianne 
Strei5 (EVP, BE) um, andere éammerten über die «politischen Verrichtungs-
boÜen». Dafür zeigen zwei SVP-Frauen, dass man sich darin auch häuslich 
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einrichten kann: 8obby-Nrnithologin Sandra Sollberger hat das PleÜiglas 
mit schwarzen Vogelschutz-Au lebern versehen, C line Amaudruz mit ei-
nem «I love SVP»-Sticker. Und während sich die einen eingeengt fühlten, 
gibt es anderswo mehr Freiheit: Der Ständerat, der sich gern an Traditionen 
klammert, erlaubt den Politikerinnen nun erstmals, schulterfreie Beklei-
dung zu tragen. Wenn man bedenkt, dass noch vor vier Jahren eine Jour-
nalistin im Trägershirt aus dem Saal verwiesen wurde, ist das eine kleine 
Sensation.

Illustration: Till Lauer
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